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Die Menschenwürde: Zwischen Versprechen und Überforderung

Von Rosemarie Will

Unser Streit um das Unantastbare

Immer wieder streiten wir heftig darüber, was als die Würde des Menschen

unabdingbar zu schützen ist. Die Anlässe dafür sind vielfältig, meistens geht es dabei

um elementare Verunsicherungen und Bedrohungen, um die Suche nach einer

letzten Wahrheit oder einer letzten politischen Gewissheit. Für existentielle

Grenzsituationen, für existentielle Bedürftigkeit und existenzielle Gefährdungen

wollen wir Sicherheiten erlangen, indem wir uns auf die Menschenwürde berufen.

Dabei zeigt die Tatsache, dass wir in dieser Weise streiten oft an, dass wir die

umstrittenen Rechtspositionen eben nicht für hinreichend geschützt halten.

Der erste Satz unseres Grundgesetzes über die Unantastbarkeit der Menschenwürde

wurde 1949 gegen die Entrechtung und Vernichtung des Menschen durch den

Totalitarismus gesetzt. Aber bereits in den sechziger und siebziger Jahren wurde

begonnen, sich auf sie zu berufen gegen Tendenzen zu jedweder Überwachung.

Jahrzehnte lang kam keine Diskussion über Abtreibung ohne Beschwörung der

Menschenwürde aus – sei es, dass sie zugunsten des Selbstbestimmungsrechts der

Mutter, sei es, dass sie für das Lebensrecht des Embryos ins Feld geführt wurde.1 In

den 80er Jahren wurde zudem begonnen, die Menschenwürde unter dem Stichwort

eines würdigen Ende des Lebens bei unheilbaren und unerträglichen Leiden2 gegen

die Apparate-Medizin zu richten. Daneben nahm auch die Rechtsprechung auf sie

Bezug, um die Rolle des Beschuldigten im Strafverfahren, die Haftsituation von

Strafgefangenen und die Sicherung des Existenzminimums zu verbessern. Aber zu

keiner Zeit wurde die Unantastbarkeit der Menschenwürde mit solcher Leidenschaft

                                               
1
 Vgl. hierzu u. zum folg. mit zahlreichen Nachw. T. Geddert-Steinacher: Menschenwürde als

Verfassungsbegriff, 1990, S. 15 f, 62 ff
2 A. Kaufmann, MedR 1983, 121 ff.; Jürgen Baumann, u.a. – Alternativentwurf eines Gesetzes über

Sterbehilfe, Entwurf eines Arbeitskreises von Professoren des Strafrechts und der Medizin sowie ihrer

Mitarbeiter, Stuttgart 1986, S. 11 f.; U. Klug, Verhandlungen des 56. Dt. Juristentages, Berlin 1986 Bd.

II, München 1986 S. M 55 f.;
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diskutiert wie heute. Es sind vor allem die Forschungen der Humangenetik, die

diesen Streit zum gesellschaftlichen Glaubenskrieg machen. Zwar kann, was

biotechnisch machbar ist, gesetzlich verboten werden. Aber welche Evidenz haben

diese Verbote? Nur die eines politischen Kompromisses, und sind sie demnach

veränderbar und aufhebbar? Oder aber folgt aus der Unantastbarkeit der

Menschenwürde und ihrer Unaufhebbarkeit eine unverrückbare, unbezweifelbare

Gewissheit über das, was uns verboten oder geboten ist? Wenn wir unter Berufung

auf die Menschenwürde streiten, geht es immer um bestimmte, konkrete Inhalte des

Menschenwürdebegriffs, von denen man jeweils meint, dass sie unantastbar sind

bzw. sein sollten. Dabei differieren unsere Vorstellungen über das Unantastbare und

sie wandeln bzw. erweitern sich.

Als Fundamentalnorm des Grundgesetzes ist Art. 1 GG rechtlich nicht nur

unaufhebbar, sondern vor allem unbeschränkbar. Im Unterschied zu allen anderen

Grundrechten, die um staatlicher und individueller Interessen beschränkt werden

können und müssen, darf die Menschenwürde nicht angetastet werden. Aus ihrer

Unantastbarkeit folgt, dass sie jeder Abwägung unzugänglich ist, auch einer

Abwägung Würde gegen Würde3. Nur sind diese juristischen Gewissheiten keine

abschließende Sicherheit darüber, was der zu schützende Inhalt der Menschenwürde

in jedem einzelnen Fall ist und wann im konkreten Fall die Menschenwürde verletzt

wird. Wenn das aber so ist, folgt nicht dann daraus, dass die Gerichte bei

Entscheidungen über Verletzungen der Menschenwürde zwar nicht abwägen, aber

das, was ihnen an Abwägung untersagt ist, im Wege der Interpretation der zu

schützenden Menschenwürdeinhalte kompensieren? Kann man dennoch

verfassungsrechtlich, im Wege der juristische Subsumtion unter Art. 1 I GG

entscheiden, was uns unabänderlich ein für alle mal erlaubt bzw. verboten ist oder

bleibt jede dieser Entscheidung wie bei allen anderen Grundrechtsanwendungen

auch, nur das vorläufige Ende einer politischen Debatte und juristischen

Entscheidungskette? Kann man tatsächlich angesichts der Verheißungen von

Unantastbarkeit und Unabänderlichkeit aus Art. 1 I GG im Wege der

Grundrechtinterpretation und Anwendung

                                               
3
 Für eine andere Auffassung vgl. etwa den Redebeitrag von W. Brugger zu:  Darf der Staat

foltern? Eine Podiumsdiskussion mit Winfried Brugger, Bernhard Schlink, Dieter Grimm, in:

http://www.humboldt-forum-recht.de/4-2002/Drucktext.html.
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eine Antwort auf die drängenden existenziellen Fragen geben, oder ist der Umgang

mit der Menschenwürde als Grundrecht eine Überforderung dessen was

Grundrechtsinterpretation und Anwendung vermag? Wird Art. 1 I GG gar zum bloßen

„Durchlauferhitzer“4, wenn wechselnde juristische Interpretationen wechselnde

Inhalte von Art. 1 I GG für unantastbar und unveränderlich erklären?

Der Aufsatz geht der Frage nach, ob überhaupt und wie Art. 1 I GG als Grundrecht

angewendet werden kann. Zuerst wird gefragt ob die grundsätzlichen ethischen,

religiösen und weltanschaulichen Fragen, die sich dabei stellen, schon 1949

entschieden wurden durch die bewusste Übernahme eines bestimmten vor-positiven

geistig-ethischen Gehalts in das positive Recht5 ( II. ). Dann werden die wichtigsten

Versuche der inhaltlichen Bestimmung von Menschenwürde skizziert ( III. ),

anschließend soll gezeigt werden, was sich daraus für die verfassungsgerichtliche

Rechtsanwendung ergibt. Dabei geht es vor allem um die

Konkretisierungsbedürftigkeit der Objektformel ( IV. ) und die Verkopplung des

Rechts auf Menschenwürde mit dem Recht auf Leben ( V. ). Am Beispiel der  Urteile

zum großen Lauschangriff und zum Luftsicherheitsgesetz werden dann die aktuellen

Probleme bei der Rechtsanwendung kurz analysiert ( VI. ), um abschließend

Möglichkeiten zur Lösung der verfassungsgerichtlichen Anwendungsprobleme von

Artikel 1 I GG als Grundrecht vorzustellen ( VII. ).

II. Die Menschenwürde im Parlamentarischen Rat

Als Verfassungsnorm hatte die Menschenwürde im Deutschland vor 1949 keine

Tradition6. Erst mit dem Grundgesetz wurde die Menschenwürde  in die Verfassung

eingeführt und den zentralen, rechtsstaatlichen Verfassungsbegriffen Freiheit und

                                               
4 So Ernst-Wolfgang Böckenförde, Bleibt die Menschenwürde unantastbar?, in: Blätter für deutsche

und internationale Politik, Heft 10/ 2004, S. 1225. Vgl. dazu meinen Aufsatz „Christus oder Kant. Der

Glaubenskrieg um die Menschenwürde“ im selben Heft, S. 1228 ff.
5 So Böckenförde, Die Würde des Menschen war unantastbar, FAZ vom 03. 09. 2003, Nr. 204, S.

33/35.
6 Vgl. Podlech, in: Alternativkommentar zum Grundgesetz, 3. Auflage 2001, Art. 1 Abs. 1 GG, Rn 5 ff.;

Nur Art. 151 Abs. 1 Satz 1 WRV bestimmte: Die Ordnung des Wirtschaftslebens muß den

Grundsätzen der Gerechtigkeit mit dem Ziele der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins

für alle entsprechen..
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Gleichheit hinzugefügt7. Dies geschah nicht zuletzt mit Blick auf die internationale

Menschenrechtsentwicklung. In Art. 1 der Allgemeinen Erklärung der

Menschenrechte vom 10. Dezember 19488 heißt es: „Alle Menschen sind frei und

gleich an Würde und Rechten geboren“.9

Schon die ersten Länderverfassungen der westlichen Besatzungszonen hatten

deshalb versucht, die Menschenwürde zur Grundlage staatlicher und

völkerrechtlicher Ordnungen zu erklären. So war bei der Ausarbeitung des

Grundgesetzes insbesondere Art. 100 der bayerischen Verfassung vom 2. Dezember

1946 Vorbild, der wie folgt lautete: „Die Würde der menschlichen Persönlichkeit ist in

Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege zu achten.“10

Ausgangspunkt für die Debatten im Parlamentarischen Rat war jedoch Art. 1 des

Herrenchiemsee-Entwurfs. Dieser stellte fest:

„(1) Der Staat ist um des Menschen willen da, nicht der Mensch um des Staates

willen.

(2) Die Würde der menschlichen Persönlichkeit ist unantastbar. Die öffentliche

Gewalt ist in allen ihren Erscheinungsformen verpflichtet, die Menschenwürde zu

achten und zu schützen."11

Schließlich formulierte der Allgemeine Redaktionsausschuss des Parlamentarischen

Rates am 13.12.1948 die heutige Fassung des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG: „Die Würde

des Menschen ist unantastbar.“ 12

Eine wichtige Quelle für den heutigen Interpretationsstreit um die Menschenwürde ist

das ethische Fundament, von dem aus der Parlamentarische Rat den Inhalt der

                                               
7
 W. Maihofer, Rechtsstaat und menschliche Würde, Frankfurt a.M., 1968; vgl. Podlech, in: AK-GG,

Art. 1 Abs. 1, Rn. 8, 9.
8  UNO-Resolution 217 A (II).
9  Podlech, in: AK-GG, Art. 1 Abs. 1, Rn. 7 f.
10

 Verfassung des Freistaates Bayern in der Fassung vom 2. Dezember 1946; Auch in der Verfassung

des Landes Hessen vom 11. Dezember 1946 findet sich die Formulierung in Art. 3: „Leben und

Gesundheit, Ehre und Würde des Menschen sind unantastbar.“
11  Vgl. Jahrbuch des Öffentlichen Rechts, 1951, Bd. 1, S. 48.
12  Der Parlamentarische Rat 1948-1949, Akten und Protokolle, Bd. 5, Boppard am Rhein, 1993, S.

876.
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Menschenwürde bestimmt hat. Immer wieder hat das Problem der Vorstaatlichkeit

der Grundrechte, also die Naturrechtsproblematik, die Mitglieder des

Parlamentarischen Rates beschäftigt. Weil keine der beiden großen Parteien eine

Mehrheit im parlamentarischen Rat hatte, kam es vielfach auf die FDP an. Im Streit

um die Vorstaatlichkeit der Menschenwürde war deshalb die von Theodor Heuss

vertretene Meinung von ausschlaggebendem Gewicht. Heuss wollte das Naturrecht

nicht als Katalog von Rechtsverbindlichkeiten, sondern nur als Basis und Mittel einer

moralischen Überprüfung ansehen. Die Würde des Menschen steht in seinem

Vorschlag als nicht weiter interpretierte These: „Ich möchte bei der Formung des

ersten Absatzes von der Menschenwürde ausgehen, die der Eine theologisch, der

Andere philosophisch, der Dritte ethisch auffassen kann.“13

Daraus folgt freilich nicht, dass der Begriff der Menschenwürde im Parlamentarischen

Rat gänzlich unbestimmt geblieben ist. Die Menschenwürdekonzeption des Art. 1 GG

beruhte im Parlamentarischen Rat durchaus auf einer bestimmten Anschauung, die

Menschenwürde und Freiheit verband. Am deutlichsten wird dies bei der Erwiderung

von v. Mangoldt auf die Kritik von Thoma zum Verhältnis von Menschenwürde und

Menschenrechten. Er stellte klar, „dass diese Würde des Menschen irgendwie in

engstem Zusammenhang mit den Freiheitsrechten steht“14, und fuhr fort: „Ohne die

Anerkennung einer verantwortungsbewussten und in sich freien Persönlichkeit gibt

es keine Menschenwürde.“15 Das verweist vor allem auf I. Kant. Im

Menschenwürdebegriff Kants vermag die Person „aus Freiheit" nach den von der

eigenen Vernunft gegebenen Gesetzen zu handeln, folglich sich selbst zu

bestimmen. Dieses Vermögen der Selbstbestimmung oder der Autonomie dient bei

Kant als Grundlage für die Aussage, dass Person ein Zweck an sich, ein

Selbstzweck ist. Kant formuliert: „handle so, daß du die Menschheit in deiner Person,

als in der Person eines jeden anderen jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als

Mittel brauchst."16 Danach ist Person ein Dasein an sich selbst und hat einen

absoluten Wert. Diese Begründung Kants vom absoluten Wert der Person kommt,

anders als der Gedanke der Verwurzelung der Menschenwürde in der

                                               
13

 Heuss, in : Der Parlamentarische Rat, Bd. 5 I, S. 67.

14
 v. Mangoldt, in : Der Parlamentarische Rat, Bd. 5 II, S. 585.

15
 v. Mangoldt, in : Der Parlamentarische Rat, Bd. 5 II, S. 590.

16
 I. Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, Akademie Ausgabe, S. 429 f.
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Gottesebenbildlichkeit, ohne ontologisch vorgegebene re- ligio aus17. Darauf konnte

man sich ersichtlich einigen. Ob der Menschenwürdebegriff auch nicht

transzendental begründbar ist, dazu findet sich in den Debatten des

parlamentarischen Rates nichts Ausführliches. 18

Die bewusste Anknüpfung an die internationale Menschenrechtsentwicklung spricht

für eine universelle Begründung des ethischen Fundamentes des

Menschenwürdebegriffs. Für eine juristische Interpretation von Art 1 I GG ist

ausschlaggebend, dass der Verfassungskonsens im parlamentarischen Rat über die

ethischen Grundlagen der Menschenwürde auf der Anerkennung beruht, dass diese

nicht homogen sind. Deshalb kann sowohl von Wurzeln des Humanismus und der

Aufklärung sowie denen der stoischen-christlichen Tradition ausgegangen werden.

Wer heute unter Berufung auf den Parlamentarischen Rat einseitig bestimmte

ethische Positionen bei der Interpretation der Menschwürde durchzusetzen will,

übersieht, dass auch schon der Parlamentarische Rat ein breites ethisches

Fundament für die Menschenwürde und ihre Universalisierung gelegt hat .

III. Was ist Menschenwürde?

Nach wohl herrschenden Meinung ist Art. 1 I GG ein Grundrecht19, obwohl das

Bundesverfassungsgericht die Frage offen gelassen hat20 und auch gewichtige

Gründe gegen die Grundrechtseigenschaft ins Feld geführt werden21. Für den

praktizierten verfassungsgerichtlichen Umgang mit den Art. 1 I GG ist diese

Auseinandersetzung jedoch von begrenzter Reichweite, da alle anderen Grundrechte

im Lichte von Art. 1 I GG auszulegen sind und ein Betroffener jeden Verstoß gegen

Art. 1 I GG geltend machen kann, sodass bei der Rechtsanwendung eine Verletzung

                                               
17

 Vgl. H. Hofmann, Recht und Ethik, Festvortrag, Verhandlungen des vierundsechzigsten Deutschen

Juristentages, hrsg. von der ständigen Deputation des deutschen Juristentages, Berlin 2002, K20.
18 a.A. Tatjana Geddert - Steinacher, Menschenwürde als Verfassungsbegriff, Berlin 1990, S.199,

These 20
19 Jarass / Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Kommentar, 8. Aufl. München

2006, Rn. 3 m. w. N.; Pieroth/ Schlink, Grundrechte, 21. Aufl. 2005, Rn. 349 ff; a. A. H. Dreier, in: ders.

(Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. 1, 2. Aufl. 2004, Rn. 128.
20 BVerfGE 61,126,137
21 vgl. H. Dreier, Art. 1, GG-Kommentar, a.a.O., Rn. 127 f.; Geddert - Steinacher, Menschenwürde als

Verfassungsbegriff, S. 171 f.
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der Menschenwürde wie ein subjektives Grundrecht geprüft werden muss. Eine

normative Anwendung von Art. 1 I GG als subjektives Grundrecht setzt aber eine

inhaltliche Bestimmung dessen, was Menschenwürde ist, voraus. Dazu braucht

jeder, der Art. 1 I GG interpretiert und anwendet, einen die Menschenwürde inhaltlich

bestimmenden Würdebegriff mit dem sich die konkrete normative Bedeutung von Art.

1 I GG ermitteln lässt. Wie man aber dessen normativen Grundgehalt bestimmt ist

durchaus umstritten.

Mit Horst Dreiers Kommentierung von Art. 1 I GG lassen sich drei Arten inhaltlicher

Würdebestimmungen unterscheiden.22 Erstens Würde als Wert oder „Mitgift“,

zweitens Menschenwürde als Leistung23 sowie drittens kommunikationstheoretisch

konstruierte Würde, als gegenseitige Achtung des Menschen in seinen

kommunikativen Beziehungen und in seinem sozialen Geltungsanspruch24. Hasso

Hofmann, von dem die Bezeichnung „Mitgifttheorie“ stammt, hat die inhaltliche

Menschenwürdedefinition von Dürig als den Prototyp, einer Erklärung der Würde als

Mitgift bezeichnet. Danach werde Menschenwürde als Mitgift verstanden, die dem

Menschen als eine besondere Qualität oder Eigenschaft von seinem Schöpfer oder

der Natur mitgegeben worden sei. Zur Begründung diene der Mitgifttheorie entweder

die Gottesebenbildlichkeit des Menschen oder die Kantische Ethik des Personseins.

Würde zu haben bedeutet für Dürig wesentlich Personsein.25 Weil er zu

Selbstbewusstsein, Selbstbestimmung und Selbstgestaltung fähig ist, komme dem

Menschen auch Würde als Achtungsanspruch zu. So formuliert Dürig anlässlich

seiner Dankesrede zum 65. Geburtstag: „Bei mir war es immer die Person, und

Person-Sein heißt Identität haben, und Identität heißt unverwechselbar sein, und das

ist alles andere als Anonymität, diese Person kann man fordern und ansprechen:

                                               
22

 Vgl. bereits H. Dreier, in: ders. (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. 1, 1. Aufl., Tübingen 1996,

Art. 1 Abs. 1, Rn. 44. Vgl. auch Pieroth/ Schlink, Grundrechte, a.a.O., Rn. 353, die lediglich zwischen

der Mitgift- und Leistungstheorie unterscheiden.
23 N. Luhmann, Grundrechte als Institution. Ein Beitrag zur politischen Soziologie, 3. Aufl., Berlin 1986,

S. 60 ff.
24 H. Hofmann, Die versprochene Menschenwürde (Antrittsvorlesung Humboldt Universität zu Berlin,

21. Januar 1993), in: AöR 118 (1993), 353 (364 ff.).
25 Dürig, Die Menschenauffassung des Grundgesetzes, in: JR 1952, S. 261.



Festschrift HirschENDFASSUNG.doc Z. 41 200

8 ZÜ

8

‚Du, Günter Dürig, Du, Lieschen Müller‘, wir wissen, daß Ihr einmalig seid, euch gibt

es nur einmal, Ihr seid unvertauschbar“.26

Im Unterschied zu den Mitgifttheorien versteht die Leistungstheorie Menschenwürde

als eigene Hervorbringung, als Leistung menschlicher Subjektivität: Danach gewinnt

der Mensch Würde aus eigenem selbstbestimmten Verhalten durch gelungene

Identitätsbildung.27 Den Streit zwischen diesen Definitionen von Menschenwürde hat

Böckenförde in die Fragen gekleidet:

„Ist die Würde des Menschen in ihrem Kern das Unverlierbare und Unverfügbare, das den

Menschen auszeichnet, die metaphysische Verankerung seines personalen Seins, aus der

die Menschenrechte fließen und die selbst jeder Disposition entzogen ist? Oder bedeutet

Menschenwürde primär die Fähigkeit zur autonomen Selbstbestimmung, ist sie im Kern das

Recht auf diese Selbstbestimmung und Selbstdarstellung, gewissermaßen der höchste

Gipfel der Menschenrechte, worin die Freiheit der Disposition auch über sich selbst und die

moralischen Bindungen und Pflichten, denen man sich unterstellt, eingeschlossen ist? Lässt

sich die Würde des Menschen – so oder anders verstanden – immanent-rational, mit den

Mitteln autonomer Vernunft und aus der Vernunftbegabtheit des Menschen begründen, oder

bedarf es zu ihrer Begründung des Rückgriffs auf etwas dem Vorausliegendes,

Transzendentes, das letztlich nur metaphysisch oder religiös-theologisch auszumachen

ist.“28

Dabei  kann die Mitgifttheorie in Anspruch nehmen, die Würde überhaupt jedes

Lebens begründen zu können, allerdings oftmals nur um den Preis einer

biologistischen Gleichsetzung von Würde und Leben und unter Bezugnahme auf

religiöse Anschauung die in der säkularen Gesellschaft nicht selbstverständlich

                                               
26

 Dürig, Dankrede am 65. Geburtstag, in: JöR 1987, S. 96. Weil hier ein Würdebegriff im Sinn einer

positiven Bestimmung im Spiel ist, wird die Objektformel Dürigs zuweilen zugleich als Subjektformel

bezeichnet, vgl. Kersten, Das Klonen von Menschen, Tübingen 2004, S. 431 , der sich wiederum auf

Di Fabio, Der Schutz der Menschenwürde durch allgemeine Programmgrundsätze, München 1999, S.

21 beruft.
27 Siehe Luhmann, Grundrechte als Institution, S. 53 ff; vgl. auch E.-J. Lampe: Gleichheitssatz

und Menschenwürde, in: FS f. W. Maihofer, 1988, S. 253 ff (265 ff).
28 E.W. Böckenförde, Zur Eröffnung, in: ders. u. R. Spaemann (Hrsg.), Menschenrechte und

Menschenwürde, Historische Voraussetzungen – säkulare Gestalt – christliches Verständnis, Stuttgart

1987, S. 14 f.
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sind.29 Die Leistungstheorie hingegen, die stärker auf die Vernunftnatur des

Menschen und seine sittliche Autonomie abhebt hat ihren Vorzug darin, dass sie

nicht eine bestimmte philosophische Tradition verbindlich macht und den

Zusammenhang mit anderen, die Leistung der Identitätsbildung ermöglichenden

Grundentscheidungen des Grundgesetzes deutlich zum Ausdruck bringt.30 „Sie

schützt so den Bürger einer pluralistischen Gesellschaft vor der Aufoktroyierung von

Menschenbildern und Würdekonzeptionen und vor der Identifikation mit einer

bestimmten philosophischen Theorie oder konfessionellen Lehre“.31 Sie ist aber dort

ungenügend, wo der Einzelne handlungs- oder willensunfähig und zur Leistung der

Identitätsbildung außer Stande ist. Insoweit argumentiert sie mit dem bloß

potentiellen Vernunftvermögen, den Fähigkeiten der Gattung, obwohl es doch stets

konkret auf die Würde des einzelnen ankommen soll.32

Im Unterschied dazu bestimmen Hofmann33, Gröschner34 und Habermas35 die Würde

kommunikationstheoretisch. Sie konstruieren dabei den Würdebegriff, als

Relationsbegriff einer Anerkennungs- bzw. Diskursgemeinschaft. Menschenwürde

erwächst danach aus gegenseitiger Achtung des Menschen in seinen

kommunikativen Beziehungen und in seinem sozialen Geltungsanspruch. Sie

bestimmen die Menschenwürde nicht aus dem Gedanken der einzigartigen

Subjektivität des Individuums nicht als eine Qualität, als eine “Seinsgegebenheit”,

oder Eigenschaft des Individuums, auch nicht als eine Leistung des einzelnen.

„Würde  konstituiert sich indes - dies ist die Gegenthese - in sozialer Anerkennung

durch positive Bewertung von sozialen Achtungsansprüchen. Im Rechtssinne ist

Würde demnach kein Substanz-, Qualitäts- oder Leistungs-, sondern ein Relations-

oder Kommunikationsbegriff.“36  Sie soll  als eine Kategorie der Mitmenschlichkeit

des Individuums  begriffen werden. Schutzgut des Art.1 Abs.1 GG der so

verstandenen Würde ist keine bestimmte Eigenschaft oder Leistung des

                                               
29 Hofmann, Die versprochene Menschenwürde, a.a.O., S. 8.
30 Pieroth/Schlink, Grundrechte, a.a.O., Rn. 355.
31 Dazu Podlech, AK, Art.1 I GG Rn. 46.
32 Hofmann, Die versprochene Menschenwürde, a.a.O., S. 8.
33 Hofmann, Die versprochene Menschenwürde, a.a.O.
34 R. Gröschner, Menschenwürde und Sepulkralkultur in der grundgesetzlichen Ordnung, Stuttgart

1995.
35 J. Habermas, Die Zukunft der menschlichen Natur, Frankfurt a. M. 2001, S. 62.
36 Hofmann, Die versprochene Menschenwürde, a.a.O.,S. 10.
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menschlichen Individuums sondern „die mitmenschliche Solidarität“. „Würde meint in

dieser Solidargemeinschaft gegenseitiger Anerkennung zum Zwecke gemeinsamen

politischen Lebens allerdings mehr als bloß wechselseitige Achtung des Lebens, der

Unverletzlichkeit und der Freiheit im negativen Sinne gegenseitiger Ungestörtheit.

Würde bedeutet gegenseitige Anerkennung des anderen in seiner Eigenart und

individuellen Besonderheit mit allem, was er als Teil des Ganzen einbringt. Denn das,

was unsere Personhaftigkeit ausmacht, ist eben nicht nur das, was uns Menschen,

wie schon Aristoteles gesagt und Habermas in seiner Diskursethik neu akzentuiert

hat, im Unterschied zu allen anderen Lebewesen gemeinsam, sondern auch das,

was uns in besonderer Weise als Individualitäten zu eigen ist, auch wenn wir diese

Besonderheiten keineswegs einfach aus uns selbst haben.“37

Zur weiteren Erklärung dieses Würdeverständnisses hat H. Hofmann auf die

Brandenburgische Verfassungsformulierung hingewiesen. Dort heißt es in Art.7  „ (1)

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist

Verpflichtung aller staatlichen Gewalt und Grundlage jeder solidarischen

Gemeinschaft. (2) Jeder schuldet jedem die Anerkennung seiner Würde.“ Dieser

Würdebegriff verweist sehr stark auf  die wechselseitige Anerkennung als Gleiche. Er

ist weitgehend frei von metaphysischen Voraussetzung aber gleichwohl anhängig

vom Stand gesellschaftlicher Verhältnisse. Das was jeder in einer solidarischen

Gemeinschaft dem Anderen als Anerkennung  schuldet ist auch bei diesem

Würdebegriff Entwicklungen unterworfen, die ein mehr oder weniger an

wechselseitiger Anerkennung zulassen und die Frage nach dem Maß der

unverzichtbaren wechselseitigen Anerkennung beantworten müssen.

Alle drei Inhaltsbestimmungen haben gemeinsam, dass sie auf  einer hohen

Abstraktionsstufe operieren, die bei der Anwendung im Einzelfall erst konkretisiert

werden müssen. Insoweit ist fraglich, ob sie überhaupt hinlänglich bestimmt sind, um

konkrete Inhalte feststellen zu können, die den Schutzbereich der Menschenwürde

ausreichend konturieren. Auch wenn man anerkennt, dass sich die Erfahrung der

Unbestimmtheit rechtlicher Regelungen und damit einhergehend eine weitgehende

Konkretisierungsnotwendigkeit sich nicht auf Art. 1 I GG beschränkt, kann man sie

unterschiedlich dramatisch beschreiben. Für manche ist das Ende juristischer

Rationalität damit schon  erreicht, weil sie keine klar geschnittenen Programme

enthalten, die eine Deduktion der Entscheidungen ermöglichen oder wenigstens

                                               
37 Hofmann, Die versprochene Menschenwürde, a.a.O., S. 15.
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Entscheidungsdirektiven ermöglichen. Für andere liegt der Normalfall jeder

Grundrechtsanwendung auch hier vor. Was also ist bei der Anwendung der

Menschenwürde als subjektives Recht anders? Zunächst ist bei Art 1 I GG jede

Schutzbereichsbestimmung nicht nur notwendig von einer bestimmten

philosophischen Tradition geprägt, sondern diese Prägungen sind auch das

Einfallstor für die Verabsolutierungen einzelner, partikulärer ethischer Auffassungen

oder politischen Haltungen38. Gelingt es diese Auffassungen zum Schutzinhalt der

Menschenwürde zu erklären, wird die weitere gesellschaftliche Konsensbildung zum

jeweiligen Thema aufgehalten, weil die Berufung auf die Menschenwürde als Verbot

anderer Auffassungen und Haltungen durchgesetzt wird. Man kann dies soziologisch

als Tabuisierung39 beschreiben oder auch einfach als Totschlagsargument für alles

Gegenläufige. Je nachdem auf welcher Seite des Streites man selbst agiert, wird

man das als grundsätzlich richtig oder als grundsätzlich falsch empfinden. Diese

Wirkung entsteht durch den Absolutheitscharakter von Art. 1 I GG, die aus der

Unantastbarkeit folgende Unabwägbarkeit, die keinerlei Rechtfertigung eines

Eingriffes erlaubt. Hinzu kommt der Schutz der Menschenwürde durch die

Ewigkeitsgarantie in Art. 79 III GG nach der es auch dem Verfassungsgeber verwehrt

ist, die Menschenwürde anzutasten. Diese strukturellen Probleme im Umgang mit der

Menschenwürde haben bis heute dazu geführt, das sich die positiven

Inhaltsbestimmungen der Menschenwürde nicht zu einem konkreten gegenüber

anderen Grundrechten abgrenzbaren Normeninhalt verdichtet haben. Konsens gibt

es nur über einzelne Verbote, als Inhalt der Menschenwürde. Die inhaltliche

Bestimmung dessen, was aber bei neuen Konfliktlagen durch die Menschenwürde im

Einzelfall geschützt ist, wird deshalb überwiegend nicht als Inhalt des

Schutzbereiches der Menschenwürde bestimmt, sondern erst auf der Eingriffsebene

mit Hilfe der sogenannten Objektformel.

IV. Die Konkretisierungsbedürftigkeit der Objektformel

                                               
38 Vgl. C. Enders, Die Menschenwürde in der Verfassungsordnung, S. 497. S. Huster, Die ethische

Neutralität des Staates, 2002, S. 293.
39 R. Poscher, „Die Würde des Menschen ist unantastbar“, in: JZ 2004, S. 756 ff.; vgl. dazu auch S.

Baer, Menschenwürde zwischen Recht, Prinzip und Referenz. Die Bedeutung von Enttabuisierungen,

in: Dt. Zeitschrift f. Phil. 53 (2005), S. 571 ff.
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Die eigentlichen Schwierigkeiten im Umgang mit der Menschenwürde beginnen mit

der Frage, wie Verletzungen der Menschenwürde im Einzelfall zu bestimmen sind.

Für die Eingriffsfeststellung wird trotz unterschiedlicher Begründung und inhaltlichen

Bestimmung bis heute die Objektformel benutzt. Mit der auf Kant zurückgehende

„Objektformel“ hat G. Dürig, vom Verletzungsvorgang her, die rechtliche

Verbindlichkeit von Art 1 I GG, ihren normativen Gehalt zu bestimmen versucht.

Nach der Objektformel ist die Menschenwürde verletzt, „wenn der konkrete Mensch

zum Objekt, zu einem bloßen Mittel, zur vertretbaren Größe herabgewürdigt wird“.40

Diese Formel wurde bereits sehr früh vom Bundesverfassungsgericht aufgegriffen

und im Folgenden zu einem festen Bestandteil des gerichtlichen Kanons41. Im

Abhörurteil aus dem Jahre 1970 sah sich das Gericht jedoch gezwungen, ihren

normativen Gehalt: deutlich zu relativieren „Allgemeine Formeln wie die, der Mensch

dürfe nicht zum bloßen Objekt der Staatsgewalt herabgewürdigt werden, können

lediglich die Richtung andeuten, in der Fälle der Verletzung der Menschenwürde

gefunden werden können. Der Mensch ist nicht selten bloßes Objekt nicht nur der

Verhältnisse und der gesellschaftlichen Entwicklung, sondern auch des Rechts,

insofern er ohne Rücksicht auf seine Interessen sich fügen muss.“42 In dieser Art des

Objektseins des Menschen sieht das Bundesverfassungsgericht keine Verletzung der

Menschenwürde. Vielmehr muss die Behandlung seine Subjektsqualität prinzipiell in

Frage stellen oder in der Behandlung im konkreten Fall eine willkürliche Missachtung

der Menschenwürde liegen.43 Bei der Behandlung durch die öffentliche Hand sei eine

Verletzung der Menschenwürde, dann zu konstatieren, wenn eine Verachtung des

Wertes, der dem Menschen kraft seines Personseins zukommt, vorliegt (verächtliche

Behandlung).44  Diese Formulierungen haben immer wieder Rückfragen provoziert.

So fragt etwa H. Hofmann: „was heißt “Ausdruck der Verachtung des Person-Wertes

?“ Wann ist eine staatliche Maßnahme “Ausdruck” einer solchen Verachtung? Und:

gibt es außer der “willkürlichen Mißachtung der Würde des Menschen”, von der das

Gericht spricht, auch noch eine willkürfreie?“.45

                                               
40

 Dürig, AöR 81 (1956), S. 127; ders. in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Art. 1 Abs. 1 Rn. 28, 34.
41 BVerfGE 5, 85, 204; 6, 32, 41; 7, 198, 205.
42 BVerfGE 30, 1, 25.
43 vgl. BVerfGE 30, 1, 26.
44 BVerfGE 30, 1, 26 f.
45 H. Hofmann, Die versprochene Menschenwürde, a. a. O., S. 7.
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Dürig, der selbst als Gutachter im Normenkontrollverfahren vor dem

Bundesverfassungsgericht das zum Abhörurteil führte die Hessische

Landesregierung vertrat46, hat auch bei seiner Neukommentierung des Art. 10 GG

von 1973 nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 15.

Dezember 1970, diesen Umgang mit der Objektformel nahezu unbearbeitet

gelassen. Die Relativierung des absoluten Achtungsanspruchs des Würde-Prinzips

durch den „subjektiven Faktor‘“ hat er zwar heftig kritisiert47, aber den Einwand der

Konkretisierungsbedürftigkeit der Objektformel, hat er kommentierend nicht

aufgegriffen. Nur in der Festgabe für Maunz48 hat er versucht, auf die These des

Gerichtes, dass im Einzelfall nur dann eine Verletzung der Menschenwürde

festgestellt werden könne, wenn die Objektformel ihrerseits konkretisiert werde, zu

reagieren. „Die positivrechtlich gebotene Ausfüllung dieser Wertbegriffe ist auch in

unserer pluralistischen Gesellschaft viel exakter möglich als manche behaupten." 49

schreibt Dürig dort. „Es gibt einen sehr exakten Konsensus, wie eine Staats- und

Gesellschaftsordnung nicht aussehen soll. Diese gleichsam negative

Interpretationsmethode ist im Verfassungsrecht durchaus legitim [...] Natürlich sollte

man sich nicht anmaßen, das Menschenwürdeprinzip positiv verbindlich zu

interpretieren, aber man kann sagen was dagegen verstößt.“50

Daraus wird ersichtlich, dass auch Dürig, zumindest was Verletzungstatbestände

angeht, auf den gesellschaftlichen Konsens abgestellt hat. Da ein Konsens über das,

was eine Verletzung der Menschenwürde ist, regelmäßig nur für bereits vergangene

Verletzungen existiert, bleibt er eine Antwort darauf schuldig, wie er im Fall einer

neuen, von einigen für eine Verletzung gehaltene von anderen aber bestrittene

Verletzung verfahren will. Die Antwort Herdegens, die er bei der Neukommentierung

von Art. 1 I GG im Maunz/Dürig in der Nachfolge Dürigs gegeben hat, dass in einem

solchen Fall das Verletzungsurteil wertungs- und abwägungsoffen51 ist, liegt

                                               
46

 Dürig, in: Dürig/Evers, Zur verfassungsändernden Beschränkung des Post-, Telefon- und

Fernmeldegeheimnisses: zwei Rechtsgutachten, 1969; ders., Ein Plädoyer: zur Bedeutung und

Tragweite des Art. 79 Abs. 3 des Grundgesetzes, in: Festgabe für Maunz, S. 41, S. 44.
47 So ders., in Maunz/Dürig, Grundgesetz Art. 10 Rn. 38 – 40 in Zitierung Erichsens.
48 Dürig in Festgabe für Maunz. „Zur Bedeutung und Tragweite des Art. 79 Abs. III des

Grundgesetzes“, S. 41ff.
49 ders., S. 41, 44f.
50 ebenda
51 M. Herdegen, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz. Kommentar, Art. 1 Abs. 1, Stand 2003.
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demnach auch an der Struktur der von Dürig durchgesetzten Objektformel. Obwohl

Herdegen seine Skepsis bezüglich der Handhabbarkeit dieser Formel nicht versteckt,

die philosophische Kritik an der Abstraktheit dieser Formel in aller Ausführlichkeit

zitiert, hält er an ihr fest. Er muss folglich nach subsumierbaren Direktiven suchen,

um der zurecht viel beschworenen Gefahr, dass die Norm zu „kleiner Münze“

verkommt, wenn sie inflationär und unreflektiert gebraucht wird, zu entkommen. Wie

aber lassen sich nach Herdegen die Deutungen vor dem Hintergrund der

Objektformel so verdichten, dass sie wirklich verlässlich werden? Verlässlichkeit, so

Herdegen, lieferten die Kriterien nur in der „Evidenz des gelieferten Befundes“52. Die

Vorstellung ist klar: Eine Würdeverletzung soll nur dort angenommen werden

können, wo sie evident ist, wo die geistesgeschichtlich, normativen und

völkerrechtsvergleichenden Indizien kein anderes Urteil als die Annahme einer

Würdeverletzung zulassen. Aber das Problem ist doch, dass überall dort, wo die

Dinge nachhaltig in Streit geraten, diese vermeintlichen Evidenzen schwinden.

V. Menschenwürde und Recht auf Leben

Immer wirft das Verhältnis der Menschenwürde zu anderen Grundrechten besondere

Probleme auf, weil es sich fragt, worin das Eigenständige der Gewährleistung der

Menschenwürde liegt. Aber auch umgekehrt muss gefragt werden, in welchem

Umfang sich der Schutzbereich der Spezialgrundrechte mit dem der Menschenwürde

deckt, weil sie in diesem Umfang an der besonderen Gewährleistung der

Menschenwürde teilnehmen, d. h. sie werden uneinschränkbar und unabänderlich.

Das Verhältnis von Art. 1 I GG zum Recht auf Leben ist darüber hinaus für den

herrschenden rechtsdogmatischen Umgang  mit der Menschenwürde von

besonderer Bedeutung, weil die Menschenwürde mit dem Recht auf Leben in der

Weise verkoppelt wird, dass hinsichtlich des personellen Geltungsbereiches der

Schutzbereich von beiden Grundrechten als identisch angesehen wird. Diese

Gleichsetzung ist jedoch fast noch heftiger umstritten als die inhaltliche Bestimmung

des Schutzbereiches bzw. die Objektformel. Wer z. B wie Horst Dreier und die

Bundesjustizministerin Zypries  die These vertritt, der Embryo habe keinen

Menschenwürde-Status, muss sich sofort anhören, er argumentiere nicht nur

                                               
52

 Herdegen, a.a.O, Rn. 35.
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ergebnis- und zweckbestimmt, sondern verfehle die grundlegende dogmatische

Struktur von Art. 1 I GG53. Dieser sei mit dem Grundrecht auf Leben in Art. 2 II GG

untrennbar dadurch verbunden, dass jeder „Träger des Grundrechts auf Leben […]

auch Anteil an der Menschenwürde und ihrem Schutz“ habe.

In dieser Sicht der Dinge werden Lebensschutz und der Schutz der Menschenwürde

z. T. ununterscheidbar. Das Grundgesetz aber regelt die Würde des Menschen in

Art. 1 I GG und das Recht auf Leben in Art. 2 II GG voneinander getrennt. Die

Menschenwürde soll danach unantastbar sein, während das Recht auf Leben

demgegenüber unter Gesetzesvorbehalt gestellt wird. Geht man aber davon aus,

dass die Menschenwürde und das Lebensrecht bei einem Eingriff immer gemeinsam

betroffen sind, kann ein Eingriff in das Lebensrecht genauso wenig gerechtfertigt

werden wie eine Verletzung der Menschenwürde. Der Gesetzesvorbehalt in Art. 2 II 3

GG liefe somit leer. In dieser Debatte geht es vor allem um den Schutz des

vorgeburtlichen Lebens. Durch die Identifizierung von Lebensrecht und Würdeschutz

soll  der personelle Schutzbereich der Menschenwürde auch dafür eröffnet sein.

Wer so argumentiert, ist mit dem Bundesverfassungsgericht einer Meinung, dass in

seinen zwei Urteilen zum Schwangerschaftsabbruch den Schutzbereich der

Menschenwürde mit dem Schutzbereich des Rechtes auf Leben aus Art. 2 II 1 GG

scheinbar untrennbar verkoppelt hat: „Wo menschliches Leben existiert, kommt ihm

Menschenwürde zu; [...] die von Anfang an im menschlichen Sein angelegten

Fähigkeiten genügen, um die Menschenwürde zu begründen.“54

Danach ist nicht allein die natürliche Person Träger der Menschenwürde, sondern

bereits das menschliche Leben. Die Grundrechtsberechtigung soll sich bei Art. 1 I

GG wie bei Art. 2 II 1 GG nach dem Lebensbeginn richten. Setzt man in dieser Weise

Leben mit Menschenwürde gleich, ist der personale Schutzbereich der

Menschenwürde zeitlich in der Tat mit dem Lebensbeginn eröffnet55.

                                               
53

 E.- W. Böckenförde: „Dasein um seiner selbst willen“ Deutsches Ärzteblatt 2003; A 1246-1249 (Heft

19)
54 BVerfGE 39, 1, 37.
55 BVerfGE 88, 203, 251.
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Dabei lässt das BVerfG allerdings offen, „ob es Erkenntnisse der medizinischen

Anthropologie nahelegen, dass menschliches Leben erst mit Nidation oder bereits

mit der Verschmelzung von Ei- und Samenzelle entsteht.“56 Das Gericht hat auch

nicht entschieden, „ob der nasciturus selbst Grundrechtsträger ist oder aber wegen

mangelnder Rechts- und Grundrechtsfähigkeit `nur` von den objektiven Normen der

Verfassung in seinem Recht auf Leben geschützt wird“57.

In seiner zweiten Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch hat sich das Gericht

schließlich auch gegen einen abgestuften Lebensschutz ausgesprochen: „Das

Grundgesetz enthält für das ungeborene Leben keine vom Ablauf bestimmter Fristen

abhängige, dem Entwicklungsprozess der Schwangerschaft folgende Abstufung des

Lebensrechts und seines Schutzes. Auch in der Frühphase einer Schwangerschaft

hat die Rechtsprechung deshalb dieses Maß an Schutz zu gewährleisten.“58

Obwohl das Bundesverfassungsgericht einen abgestuften Lebensschutz verneint, ist

die natürlich befruchtete Eizelle nach den Schwangerschaftsurteilen keineswegs

absolut geschützt. Sie darf durch Benutzung einer Spirale an der Einnistung

gehindert und ausgeschieden werden. Nach der Nidation darf das ungeborene

Leben bis zur 12. Woche abgetötet werden, wenn die Schwangere die

Schwangerschaft als schwere, außergewöhnliche und unzumutbare Belastung

empfindet. Bis zur 22. Woche darf abgetrieben werden, wenn nach ärztlicher

Erkenntnis das Leben oder die körperliche oder seelische Gesundheit der

Schwangeren gefährdet ist, unter anderem durch die Belastung der Schwangeren

mit einem vermutlich behinderten Kind.

Es gibt somit, folgt man der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum

Schwangerschaftsabbruch, durchaus Abstufungen und Abwägungen beim

Lebensschutz des Embryos in vivo. Beim Embryo in vitro dagegen soll dies nicht

                                               
56

 Schulze-Fielitz, Art. 2 II GG, Dreier, GG Kommentar, Rdnr. 16. Für Entstehung mit Verschmelzung:

W. Graf Vitzthum, JZ 1985, 201, 209; für Entstehung ab Nidation: Coester- Waltjen, FamRZ 1984,

235, Hinrichsen, StrReform VI, S. 2144 (zur medizinischen Sicht); für Entstehung ab der noch etwas

später liegenden Individuation: H. Hofmann, Die versprochene Menschenwürde, a. a. O., S. 16.
57 BVerfGE 39, 1, 41.
58 BVerfGE 88, 203, 254.
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oder etwas ganz anderes gelten. So wird die künstlich in der Petrischale befruchtete

Eizelle besonders geschützt. Bei ihr ist alles verboten, was nicht zur Einpflanzung

und damit zur Schwangerschaft führt. Hinzu kommt, dass die

Präimplantationsdiagnostik zur Feststellung der Behinderung des Embryos im

Unterschied zur Pränataldiagnostik unzulässig ist. Aber auch das bislang geltende

Verbot der verbrauchenden Embryonenforschung steht im Widerspruch zum

Stammzellengesetz und auch zur Praxis der künstlichen Befruchtung. Für die

künstliche Befruchtung können Embryonen erzeugt werden. Für die Forschung

hingegen sind Embryonen nur unter den Voraussetzungen des

Stammzellengesetzes verwendbar. Diese Situation wirft die Frage auf: Ist das, was

wir derzeit in der Rechtsordnung an Abstufungen, Brüchen und Ungereimtheiten

beim Embryonenschutz vorfinden, verfassungsrechtlich aus Gründen des

Würdeschutzes tatsächlich geboten? Dass die Brüche und Ungereimtheiten einer

normativen Anwendung von Art. 1 I GG entsprechen sollen, leuchtet jedenfalls nicht

ein.

Wesentlich erfolgversprechender ist deshalb die Verneinung einer Kongruenz von

Menschenwürde und Lebensschutz, wie sie in wesentlichen Teilen der

Rechtswissenschaft vertreten wird - mit der Folge, dass die Würde des Menschen

keinen absoluten Lebensschutz verlangt. Dabei kann man zum einen wie Udo Di

Fabio zwischen dem objektiv-rechtlichen Maßstab der Menschenwürde als absoluter

Grenze grundrechtlicher Eingriffe und ihrem subjektiv-rechtlichen Gehalt

unterscheiden59. Man kann aber auch wie Horst Dreier bei der

Grundrechtsträgerschaft des Embryos differenzieren. Dreier sieht menschliches

Leben zwar als conditio sine qua non aber nicht als conditio sine per quam des Art. 1

I GG an. Dem Embryo fehle es an allen Voraussetzungen, die für die

Menschenwürde konstitutiv seien: Ich-Bewusstsein, Vernunft, Fähigkeit zur

Selbstbestimmung. Argumentativ getragen werden könne die Annahme, auch das

ungeborene, unbewusste menschliche Leben unterfalle dem Art. 1 I GG, nur mit der

Mitgifttheorie in ihrer christlichen Variante. Deren Tragfähigkeit sei allerdings im

religiös-weltanschaulichen Staat begrenzt. Mit Dreier sprechen daher beim

ungeborenen Leben starke Gründe für eine Verlagerung von der Menschenwürde

                                               
59

 Di Fabio, Art. 2 GG, Maunz/ Dürig Grundgesetz Kommentar, 43. Lieferung, Rdnr. 15.
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zum Lebensschutz, wo wegen des Gesetzesvorbehaltes gestufte Lösungen gemäß

den verschiedenen Entwicklungsstadien menschlichen Lebens möglich sind60.

VI. Die Beispiele Großer Lauschangriff und Luftsicherheitsgesetz

Im folgenden soll an den Urteilen des Bundesverfassungsgerichts zum Großen

Lauschangriff61 und zum Luftsicherheitsgesetz62 skizziert werden, wie das

Bundesverfassungsgericht gegenwärtig Würdeverletzungen feststellt.

Mit seinem Urteil zum Großen Lauschangriff hat das Gericht über eine

Verfassungsbeschwerde entschieden, die sich unmittelbar gegen die in Art. 13 III bis

VI GG neu eingefügten Regelungen zum großen Lauschangriff richtete und zudem

jene Vorschriften der Strafprozessordnung rügte, mit denen die akustische

Überwachung von Wohnungen zu Strafverfolgungszwecken tatsächlich ermöglicht

wurde. Das BVerfG prüfte  zunächst, ob es sich bei den geänderten bzw. neu

eingefügten Absätzen um verfassungswidriges Verfassungsrecht handelte. Wegen

Art 79 III GG galt für die Verfassungsänderungen, dass sie das Gebot der Achtung

und des Schutzes der Menschenwürde aus Art. 1 I GG  zu beachten hatten. Eine

Verletzung von Art. 1 I GG ist danach dort möglich,  wo die Menschenwürde durch

Art. 13  GG konkretisiert wird.  Zwar genießt die Wohnung keinen absoluten Schutz,

aber das Verhalten in ihr, soweit es den Kernbereich privater Lebensgestaltung

betrifft, ist durch Art.1 I GG geschützt63. Im Ergebnis dieser Prüfung sah das

Bundesverfassungsgericht Art. 79 III GG als nicht verletzt an, weil nicht jede

akustische Überwachung von Wohnraum den Menschenwürdegehalt von Art. 13 GG

verletze.  Im abweichenden Votum der Richterinnen Jaeger und Hohmann-

Dennhardt wurde demgegenüber die Verfassungsänderung  als Verstoß gegen Art. 1

I GG angesehen. Da zu Beginn einer Abhörmaßnahme nie erkennbar sei, inwieweit

der Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen werden könne, sei es immer

denkbar, dass ein Eingriff in den absolut geschützten Bereich vorliege. Insoweit sei

                                               
60

 Dreier, Art. 1 GG, Grundgesetz Kommentar, a.a.O., Rn. 70.

61
  BVerfGE 109, 279.

62
 BVerfG, 1 BvR 357/05 vom 15.2.2006, Zitierung: BverfG, 1 BvR 357/05, Absatz-Nr. (1 - 156).

63
 Vgl. BverfGE 109, 279 (317).
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Art. 13 III bis VI bereits verfassungswidriges Verfassungsrecht64. Bei der Prüfung der

Regelungen der StPO  kam dann auch die Senatsmehrheit zu dem Ergebnis, dass

diese dem Schutz der Menschenwürde nicht in vollem Umfang genügen.

Hier interessiert nun, von welchem Würdebegriff im Urteil ausgegangen wurde und

wie die Verletzung von Art 1 I GG geprüft wurde. Zunächst schildert das Urteil

ausführlich die sozialen und politischen Herausforderungen, vor die sich die

Anwender der Menschenwürdegarantie in den letzten 50 Jahren gestellt sahen.

„Anknüpfend an die Erfahrungen in der Zeit des Nationalsozialismus standen in der

Rechtsprechung zunächst Erscheinungen wie Misshandlung, Verfolgung und

Diskriminierung im Zentrum der Überlegungen. Es ging insbesondere, wie das

Bundesverfassungsgericht in einer seiner ersten Entscheidungen formulierte, um den

Schutz vor "Erniedrigung, Brandmarkung, Verfolgung, Ächtung usw." (vgl. BVerfGE

1, 97 <104>). Später wurde die Menschenwürdegarantie im Hinblick auf neue

Gefährdungen maßgebend, so in den 1980er Jahren für den Missbrauch der

Erhebung und Verwertung von Daten (vgl. BVerfGE 65, 1 ). Im Zusammenhang der

Aufarbeitung des Unrechts aus der Deutschen Demokratischen Republik wurde die

Verletzung von Grundsätzen der Menschlichkeit unter anderem bei der Beschaffung

und Weitergabe von Informationen zum Gegenstand der Rechtsprechung (vgl.

BVerfGE 93, 213 <243>). Gegenwärtig bestimmen insbesondere Fragen des

Schutzes der personalen Identität und der psychisch-sozialen Integrität die

Auseinandersetzungen über den Menschenwürdegehalt.“65

Dann hat das Gericht die Bedenken hinsichtlich der Objektformel in ausdrücklicher

Anlehnung an das Abhör-Urteil erneuert66 um im folgenden die dort gefundene

Formel zwar zu zitieren, sie aber nicht unmittelbar anzuwenden. Vielmehr hat es auf

seine bis dahin vorliegende Kasuistik zum heimlichen Lauschen des Staates und die

dort entwickelte Figur des Kernbereichs privater Lebensgestaltung zurückgegriffen.

Anders scheint  es in seinem Urteil vom 15. Februar 2006 mit der Anwendung von

Art. 1 I GG  verfahren, in dem es  § 14 III des seit dem 15. Januar 2005 geltenden

Luftsicherheitsgesetzes für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärte67.

                                               
64

 Vgl. BVerfGE 109, 279 (386ff.).

65
 BVerfGE 109, 279 (312).

66
 BVerfGE 109, 279 (312f.).

67
 BverfG, 1 BvR 357/05.



Festschrift HirschENDFASSUNG.doc Z. 41 200

8 ZÜ

20

§ 14 III LuftSiG enthielt eine Abschussermächtigung für die Bundeswehr, wenn

davon auszugehen war, dass ein Flugzeug als Waffe gegen das Leben von

Menschen eingesetzt werden sollte. Das Verfassungsgerichtsurteil wurde auch damit

begründet, dass die Abschussermächtigung das Grundrecht auf Leben und die

Würde der Tatunbeteiligten verletze. „Sie werden dadurch, dass ihre Tötung als

Mittel zur Rettung anderer benutzt wird, verdinglicht und zugleich entrechtlicht, indem

über ihr Leben von Staats wegen einseitig verfügt wird, wird den als Opfern selbst

schutzbedürftigen Flugzeuginsassen der Wert abgesprochen, der dem Menschen um

seiner Selbst willen zukommt.“68 Wieder wird an die im Abhörurteil gefundene Formel

angeknüpft, der zu Folge jede Behandlung des Menschen durch die öffentliche

Gewalt, die dessen Subjektqualität, seinen Status als Rechtssubjekt, grundsätzlich in

Frage stellt, indem sie die Achtung des Wertes vermissen lässt, der jedem Menschen

um seiner selbst willen kraft seines Personseins zukommt, schlechthin verboten ist
69. Und wieder wird betont, dass die Menschenwürde im Einzelfall mit Blick auf die

spezifische Situation zu konkretisieren ist70. Eine Konkretisierung scheint

vordergründig diesmal zu unterbleiben, indem ganz ausdrücklich auf die

Objektsituation, in der sich die Passagiere beim Abschuss befinden, abgestellt wird.

„In der Situation, in der sich diese Personen in dem Augenblick befinden, in dem die

Anordnung der unmittelbaren Einwirkung mit Waffengewalt auf das in den

Luftzwischenfall verwickelte Luftfahrzeug gemäß § 14 Abs. 4 Satz 1 LuftSiG erfolgt,

[...] sind Passagiere und Besatzung typischerweise in einer für sie ausweglosen

Lage. Sie können ihre Lebensumstände nicht mehr unabhängig von anderen

selbstbestimmt beeinflussen.71 „Dies macht sie zum Objekt nicht nur der Täter. Auch

der Staat, der in einer solchen Situation zur Abwehrmaßnahme des § 14 Abs. 3

LuftSiG greift, behandelt sie als bloße Objekte seiner Rettungsaktion zum Schutze

anderer.“72 Wurde hier direkt die Objektformel trotz ihrer Unbestimmtheit ohne

weitere fallspezifische Konkretisierung angewendet? Nein, die Feststellung der

Würdeverletzung führte im Fall des Luftsicherheitsgesetzes über die Aussage, dass

                                               
68

 BVerfG, 1 BvR 357/05, Abs. 122.

69
 Vgl. BVerfGE 30, 1 (26); 87, 209 (228); 96, 375 (399); 109, 279 (312 f.).

70
 Vgl.BVerfGE 30, 1 (25); 109, 279 (311).

71
 BVerfG, 1 BvR 357/05, Abs. 121.

72
 BVerfG, 1 BvR 357/05, Abs. 122.
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Unbeteiligte zur Gefahrenabwehr nicht getötet werden dürfen. Es war der Würdekern

des Rechtes auf Leben der unbeteiligten Dritten, den das Gericht durch den

Abschuss als verletzt ansah. Das BVerfG hat also auch hier über die Absolutstellung

eines Teiles eines anderen Grundrechts die Würdeverletzung festgestellt.

Was zeigen diese Beispiele über den verfassungsgerichtlichen Umgang mit den

Anwendungsproblemen von Art. 1 I GG? Das Verfassungsgericht versucht weder

eine spezielle inhaltliche Auffüllung des Schutzbereiches der Menschenwürde, noch

wird  die Objektformel tatsächlich  fallspezifisch konkretisiert. Das Gericht greift

vielmehr auf Maßstäbe zurück, die es kasuistisch für verschiedene Fallgruppen

entwickelt hat. Diese Maßstäbe sind auf der Ebene des Schutzbereiches

Teilschutzgüter anderer Spezialgrundrechte die dann sie auf der Eingriffsebene

unantastbar gestellt werden.

VII. Ist Art. 1 I GG als selbstständiges subjektives Grundrecht unverzichtbar ?

Die Probleme bei der Anwendung von Art. 1 Abs. 1GG, die schon damit beginnen,

überhaupt einen operationalisierbaren Schutzbereich zu konturieren und die

Objektformel so zu konkretisieren, dass Eingriffe identifizierbar werden, ohne dass

das Abwägungsverbot umgangen wird, geben Anlass zu gebührender juristischer

Zurückhaltung im Umgang mit dieser Staatsfundamentalnorm. Das heißt nicht, dass

man ihren Gehalt einfach auf Selbstverständlichkeiten beschränken könnte, also auf

die Abwehr solch gravierender Menschenrechtsverletzungen, die allen offensichtlich

erscheinen. Die Vorteile des Versuchs, die Rechtsqualität oder den

Regelungscharakter von Art.1 I GG zu minimieren, sind oft beschrieben worden.

Dem inflationärem Gebrauch des Menschenwürdearguments wäre ein Riegel

vorgeschoben, ebenso den Versuchen, Auseinandersetzungen unter Berufung auf

die Menschenwürde abzublocken und schließlich könnte man auch der Gefahr einer

partikulärer gesellschaftlicher Einvernahme begegnen. Demgegenüber stehen aber

die großen Leistungen die im Wege der Anwendung als subjektives Recht von Art. 1

I GG erreicht wurden. Dabei hängt die Rechtskraft des Bekenntnisses zur

Menschenwürde letztendlich davon ab, inwieweit es angesichts kontinuierlich

auftretender gesellschaftlicher Herausforderungen gelingt, einen gesellschaftlichen

Konsens darüber herbeizuführen, wann die Menschenwürde verletzt ist.
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Was die juristische Handhabung von Art. 1 Abs. 1 GG anbetrifft, so kommt es

letztendlich darauf an, die spezifische Struktur des grundrechtlichen Gefüges von

Grundrechtstatbestand und Grundrechtsschranken und die jeweils spezifischen

Konkordanzbeziehungen intakt zu lassen. Als  Konsequenz aus der festgestellten

Unbestimmtheit der Objektformel lässt sich der Inhalt der Gewährleistung des Art. 1

Abs. 1 GG am besten anhand typischer Eingriffe formulieren.73 Diese

Systematisierung geht davon aus, dass sich die spezifische Gefährdung der

Menschenwürde wesentlich unter Berücksichtigung des systematischen

Zusammenhangs der Menschenwürde mit Gleichheits- und Freiheitsrechten sowie

dem Rechts- und Sozialstaatsprinzip konkretisiert. Dafür spricht viel, nicht nur weil

dies der Weg ist, auf dem das Bundesverfassungsgericht angesichts neuer

Gefährdungen relativ beständig einherschreitet. Art. 1 Abs. 1 GG hingegen lediglich

als objektives Recht im Sinne eines regulativen Prinzips für die Ableitung von

Rechtsgrundsätzen anzusehen, die ihrerseits in grundrechtliche Gewährleistungen

transformiert werden müssen, würde den gesellschaftlichen Weg notwendiger

Konsensbildung  verlängern. Für eine Qualifizierung der Würdegarantie als subjektiv-

öffentliches Rechts bzw. klagbares Rechtsprinzip in der aufgezeigten Verbindung mit

Spezialgrundrechten spricht insbesondere, dass die spezifische Struktur des

grundrechtlichen Gefüges von Grundrechtstatbestand und Grundrechtsschranken

erhalten bleibt und grundsätzliche Lücken der Grundrechtssicherungen geschlossen

werden können.

                                               

73 Mit A. Podlech (Podlech, in: Kommentar zum Grundgesetz, 3. Auflage 2001, Art. 1 Abs. 1

GG, Rn. 17 ff) kann man diese positiven Bestimmung von Menschenwürde in vier

konkretisierungsbedürftigen, aber auch konkretisierungsfähigen Fallgruppen beschreiben: 1.

Sicherheit individuellen und sozialen Lebens, 2. Rechtliche Gleichheit der Menschen, 3.

Wahrung menschlicher Identität und Integrität

und die Begrenzung staatlicher Gewaltanwendung, 4. Die Achtung der körperlichen

Kontingenz des Menschen. Vgl. a. Pieroth/Schlink, Grundrechte, a. a.O. Rn. 361.


